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Die Invalidenvorsorge nimmt im Rahmen der beruflichen Vorsorge eine 

gewichtige Rolle ein, was als unmissverständliches Indiz für die zahl

reichen ungeklärten Probleme in diesem Rechtsbereich dienen mag.  

so offenbart eine grobe Durchsicht der allein im Jahr 2012 ergangenen 

bundesgerichtlichen Rechtsprechung mittels Internetrecherche fast  

100 Urteile zum thema der Invalidität in der beruflichen Vorsorge. 

ein allgemeiner Überblick
Rechtsfragen der Invalidität in der beruflichen Vorsorge 

Die enge Verbindung zwischen 1. und 
2. säule schlägt sich im Bereich der Inva
lidenvorsorge in form einer grundsätz
lichen Verbindlichkeitswirkung der er
kenntnisse der IVstelle über die höhe des 
Invaliditätsgrads, den Beginn des Renten
anspruchs sowie ferner den eintritt der zur 
Invalidität führenden arbeitsunfähigkeit 
nieder.1 Diese Verbindlichkeitswirkung 
wird unter besonderen Umständen aufge
hoben, namentlich wenn es an einer kor
rekten eröffnung der IVVerfügung an die 
Vorsorgeeinrichtung fehlt2 oder sich die 
feststellungen der IV im konkreten fall als 
nicht «entscheidwesentlich»3 oder sogar 
als offensichtlich unhaltbar erweisen.

   so klar diese abgrenzung auf den 
ersten Blick erscheinen mag, so heikel 
sind die fragen im einzelnen. Insbeson
dere die Praxis, wonach die IVVerfügung 
eine Bindungswirkung für den Beginn der 
massgebenden arbeitsunfähigkeit entfal
ten solle, ist heute nicht mehr unumstrit
ten, zumal es den Vorsorgeeinrichtungen 
grundsätzlich verwehrt ist, die IVVerfü
gung allein hinsichtlich einer über das War
tejahr von art. 28 abs. 1 IVg hinausrei
chenden arbeitsunfähigkeit beschwerde
weise überprüfen zu lassen.4

1  Vgl. Bge 132 V 1; 129 V 73; Bger 
9c_51/2009 vom 30. april 2009.

2  so genügt zum Beispiel eine nachträgliche 
Zustellung der IVVerfügung durch den 
Rechtsvertreter des Versicherten nicht, vgl. 
Bger 9c_702/2011 vom 28. februar 2012.

3  Vgl. Bger 9c_414/2007 vom 25. Juli 2008.
4  Vgl. Urteil des eVg I 349/05 vom 21. april 

2006; ferner aber auch Bger 9c_51/2009 
vom 30. april 2009.

Bedeutung von Rentenrevision und 
Wiedererwägung seitens der IV

Die einmal festgelegte und laufende 
Invalidenrente kann sich im nachhinein  
als unrichtig erweisen. sei es, dass sich 
der Invaliditätsgrad des Rentenbezügers 
erhöht oder reduziert, sei es, dass sich 
die Rentenzusprache von anfang an als 
fehlerhaft erweist. Das BVg sieht für 
diese nachträglichen Veränderungen 
keine ausdrücklichen Rechtsbehelfe vor, 
wie sie das atsg unter den titeln der 
Rentenrevision (art. 17 atsg) oder der 
Wiedererwägung (art. 53 abs. 2 atsg) 
kennt. 

Zur Problematik der anpassung einer 
laufenden Invalidenrente an nachträgliche 
Veränderungen des Invaliditätsgrads hat 
das Bundesgericht aber festgestellt, dass 
eine Rente nach BVg unter denselben ma
teriellen Voraussetzungen wie eine Rente 
der IV revisionsweise anzupassen oder 
aufzuheben ist. auch hinsichtlich der zeitli
chen auswirkungen einer Rentenanpas
sung soll demnach die Regelung von art. 
88bis IVV analogieweise herangezogen 
werden, sofern die Vorsorge
einrichtung keine abweichende 
reglementarische Lösung ge
troffen hat.5 

Die frage einer analogen 
anwendung der Wiedererwä
gungsvoraussetzungen nach 
art. 53 abs. 2 atsg ist dem
gegenüber noch weitgehend 
offen. für den Obligatoriums
bereich erscheint eine solche 

5  Vgl. Bge 133 V 67.

Lösung durchaus gerechtfertigt, woge
gen sich im Rahmen des Überobligatori
ums eine anwendung der Regeln über die 
Willensmängel nach OR aufdrängen 
könnte.

Auswirkungen der IVG-Revision 6a 
auf die berufliche Vorsorge

erhebliche gesetzliche neuerungen 
im Bereich der Invalidenvorsorge brachte 
die am 1. Januar 2012 in Kraft getretene 
IVgRevision 6a, die sich auf dem Weg 
über die im Invalidenversicherungsrecht 

neu eingeführte eingliederungsorientierte 
Rentenrevision i.s.v. art. 8a IVg mittelbar 
in form einer provisorischen Weiterver
sicherung gemäss art. 26a BVg auch auf 
die berufliche Vorsorge auswirkt. Wie be
reits die IV vom grundsatz der Weiter
gewährung der bisherigen Rente während 
der Durchführung von Integrations und 
Wiedereingliederungsmassnahmen aus
geht, so hat auch die bisherige Vorsorge
einrichtung die Invalidenrente während 
der Wiedereingliederungsphase weiterhin 
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(art. 70 abs. 2 lit. d und 71 atsg) als auch 
im Verhältnis zwischen mehreren Vorsor
geeinrichtungen (art. 22 abs. 4 und 26 
abs. 4 BVg) auf. Demnach ist die Vorsor
geeinrichtung im Rahmen der obligatori
schen Mindestleistungen einerseits ge
genüber der Unfall oder der Militärver
sicherung vorleistungspflichtig, solange 
die Leistungspflicht Letzterer noch nicht 
endgültig erstellt ist. anderseits wollen die 
intrasystemischen Vorleistungspflichten 
diejenige Vorsorgeeinrichtung ins auge 
fassen, bei welcher die versicherte Person 
zuletzt versichert war, sofern unklar ist, 
welche Vorsorgeeinrichtung für Invalidi
täts oder todesfallleistungen aufkommen 
muss. Der vorleistungspflichtigen Vorsor
geeinrichtung steht alsdann ein eigenes 
Regressrecht gegen die definitiv leistungs
pflichtige einrichtung zu.10 es liegt daher 
sowohl im Interesse als auch in der Kom
petenz der vorleistungspflichtigen Vorsor
geeinrichtung, die Unklarheit über die 
 Leistungszuständigkeit zu beseitigen.11 n

10  Vgl. Bge 136 V 131 e. 3.
11  Zum eingeschränkten Zugang zum Bundes

gericht bei Urteilen über die Vorleistungs
pflicht vgl. Bge 139 V 42.

auszurichten.6 Die Überentschädigungs
berechnung während der Periode der 
 Wiedereingliederung richtet sich nach 
art. 24 abs. 2 BVV 2, wonach ein Zusatz
einkommen, das während der teilnahme 
an Wiedereingliederungsmassnahmen 
erzielt wird, nicht berücksichtigt werden 
darf.7

nach erfolgreicher Wiedereingliede
rung schliesst sich eine dreijährige Weiter
versicherung bei der bisherigen Vorsorge
einrichtung an, sofern die versicherte 
Person vor herabsetzung oder aufhebung 
der Rente an Wiedereingliederungsmass

6  Vgl. hürzeler Marc/Biaggi Raffaella, auswir
kungen der IVRevision 6a auf die berufliche 
Vorsorge – eine Bestandesaufnahme, sZs 
2013, s. 105 ff., 111.

7 Vgl. hürzeler/Biaggi, a.a.O., s. 112 ff.

nahmen der IV teilgenommen hat oder die 
Rente wegen der Wiederaufnahme einer 
erwerbstätigkeit oder erhöhung des Be
schäftigungsgrads herabgesetzt oder 
 aufgehoben wurde.8 In den genuss der 
Weiterversicherung kommen jedoch dieje
nigen Versicherten nicht, deren ursprüng
licher Invalidenrentenanspruch auf einem 
pathogenetischätiologisch unklaren Be
schwerdebild (PÄUsBOnOg) beruhte.9 

Vorleistungspflichten in der 
beruflichen Vorsorge

Besondere fragen werfen regelmä
ssig fälle unklarer Leistungszuständigkeit 
auf. hier gilt es zu untersuchen, ob Vorleis
tungspflichten eines Versicherungs bezie
hungsweise Vorsorgeträgers zu beachten 
sind, welche die anfängliche «Unzuständig
keit» mehrerer einrichtungen zumindest 
vorübergehend überbrücken. Vorleis
tungspflichten, die vornehmlich dazu die
nen, Zuständigkeitsstreitigkeiten nicht auf 
den schultern der versicherten Person 
auszutragen, treten für die Belange der 
beruflichen Vorsorge sowohl im Verhältnis 
zu anderen sozialversicherungszweigen 

8  Vgl im einzelnen hürzeler/Biaggi, a.a.O., s. 
114 ff.

9  Vgl. hürzeler/Biaggi, s. 125 f.

Serie Invalidität

Dieser artikel bildet den auftakt einer se
rie von Beiträgen mehrerer autorinnen 
und autoren zum thema Invalidität in der 
beruflichen Vorsorge. als einstieg soll 
ein Kurzüberblick über diejenigen Prob
lemkreise verschafft werden, die dem 
Praktiker unter den nägeln brennen. Die
se werden in den Beiträgen der nächsten 
ausgaben vertieft.


